Frau Oberbürgermeisterin, Kolleginnen und Kollegen,

wir werden der hier vorliegenden Satzung in dieser Form nicht zustimmen.

Wir stimmen dieser Vorlage speziell aus einem Grund nicht zu. In § 28 Abs. 5 liegt unseres Erachtens eine heute nicht mehr zeitgemäße Bevorzugung konfessioneller Gemeinschaften und ihrer Vereine, Verbände und Organisationen.

In einem Land, in dem über ein Drittel der Menschen sich keiner Religion mehr  zugehörig fühlt, muss auch die Friedhofskultur sich diesem Umstand anpassen. Auch auf städtischen Friedhöfen liegen mittlerweile Menschen, die sich als Atheisten begriffen haben und deren Vorstellung von dem, was ein würdiges Gedenken ist,  von dem abweicht, was religiöse Gemeinschaften dafür halten. 

Dies betrifft vor allem wichtige politische Ereignisse in der Geschichte unseres Landes, die für die Entwicklung eines demokratischen Staates von zentraler Bedeutung waren. Wir halten es für mit den Prinzipien eines aufgeklärten Landes für nicht mehr vereinbar, dass  ein Gedenken von nichtreligiösen Vereinigungen unterbunden wird. Gerade progressive Organisationen halten es für zentral, derartige geschichtliche Ereignisse  im Bewusstsein der Menschen wachzuhalten.  Gerade in Zeiten  neu aufkommender rechter Strömungen gilt es, das Bewusstsein für die Fragilität der Demokratie wieder ins Bewusstsein zu rücken und sich zu vergegenwärtigen, dass Demokratie jeden Tag neu erkämpft werden muss.

Wir könnten uns auch vorstellen, die Mahnmale von den Friedhöfen an öffentlich zugängliche Orte zu verlegen, zum Beispiel in den Stadtgarten.

Wir unterstützen ausdrücklich den Änderungsantrag von AUF, damit könnten wir uns auch eine Zustimmung zur Vorlage vorstellen.

Ich danke ihnen für ihre Aufmerksamkeit.

Gelsenkirchen, den 17.12.2020

Martin Gatzemeier
(Fraktionsvorsitzender)

Es gilt das gesprochene Wort!
